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Zentrale an den Rhein?
In der Brüsseler Nato-Zentrale plädieren

immer mehr Verbündete für einen Um-
zug nach Bonn. Grund: wachsende Verär-
gerung über die belgischen Behörden. Das
1967 als Übergangsdomizil errichtete Nato-
Gebäude ist mittlerweile in Teilen bau-
fällig.
Um auf die für 1999 geplante Osterweite-
rung und den damit verbundenen Bürobe-
darf vorbereitet zu sein, möchte die Allianz
bauen, zumindest aber den Brüsseler Alt-
bau sanieren und erwei-
tern. Ein geeignetes Nach-
bar-Grundstück wurde je-
doch anderweitig verkauft.
Ersatzweise bot Belgien ein
ausgemustertes Militärhos-
pital fernab vom Stadtzen-
trum in Lärmnähe zum
Brüsseler Flughafen an.
Weil dort obendrein einige
hundert Millionen Mark für
Baumaßnahmen nötig wür-
den, empfindet die Al-
lianz den Vorschlag als 
Zumutung.
Das wäre so, heißt es in der
Umgebung von Nato-Ge-
neralsekretär Javier Sola- Nato-Zentrale 
Gietler 
na, „als würde man das Bonner Verteidi-
gungsministerium in die Lüneburger Heide
schicken“.
Solana will noch vor Weihnachten mit den
Nato-Außenministern über Optionen be-
raten und im kommenden Frühjahr eine
Entscheidung in der Angelegenheit erwir-
ken. Ein Angebot Bonns, nach dem Regie-
rungsumzug an die Spree die Nato-Zen-
trale an den Rhein zu holen, würde nach
dem Eindruck von Diplomaten von den
meisten Alliierten „gerne angenommen“ –
allerdings unter einer Voraussetzung: Der
Umzug der Nato-Zentrale an den Rhein
darf nichts kosten.
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Am Rande
Herzlichst, Ihr Wähler
Demokratie in Deutsch-
land besteht aus einem
Wahltag, an dem die Ge-
meinschaft der Demo-
kraten sich (maßvoll)
bemerkbar machen darf,
sowie drei Jahren und
364 Tagen, an denen sie
zu parieren, Steuern zu
zahlen, Sozialprodukt
zu erwirtschaften hat.

Peru (ausgerechnet Peru) weist uns nun
einen leuchtenden Pfad zu mehr un-
mittelbarer demokratischer Verant-
wortlichkeit. Dort wurden am vorletz-
ten Sonntag 41 Bürgermeister und 85
Stadträte strafweise abgewählt, weil sie
der Korruption verdächtig sind oder
weil sie ihre Wahlversprechen nicht ein-
gehalten hatten. Sie werden bis zur
nächsten regulären Wahl durch die
Zweitplazierten auf der Liste ersetzt.
Der Wähler machte von seinem neuen
Recht Gebrauch, das Mandat, das er
dem Kandidaten seiner Wahl erteilt hat,
jederzeit zu widerrufen.
Jeden Tag Volksherrschaft, ist das nicht
wunderbar? Das wäre doch sicher auch
was für uns.
Gewiß. Politischer Anstand würde qua-
si einklagbar. Der Minister, der sein
Lehrstellenversprechen nicht hält, der
Heidebürgermeister, der seinen Partei-
freunden mit Baugenehmigung die
Sumpfwiesen vergoldet – sie alle könn-
ten nicht mehr auf die schöne Tugend
des Vergessens bauen. Weg mit ihnen,
subito.
Wichtiger noch: Die politische Klasse
verlöre ihr skandalöses Recht, über ihre
eigenen Existenzbedingungen zu be-
stimmen. Man hätte endlich auch ein
Mittel gegen korrupte Abgeordnete, die
ja (anders als korrupte Beamte) straf-
rechtlich nur äußerst schwer zu packen
sind.
Und ein Zuchtmittel, mit dessen Hilfe
man die Parlamentarier in die Pflicht
nehmen könnte. „Abgeordneter
Schmidt-Uckermark, wie oft haben Sie
letztes Jahr Spesen abgerechnet für
Ausschußsitzungen, die sie geschwänzt
haben? 14mal, aha. Holen Sie sich Ihre
Papiere! Ab in die Uckermark. Herz-
lichst, Ihr Wähler.“
Aber es wird wohl doch nicht gehen.
Denn die Politiker werden nicht ihre
eigene Disziplinierung beschließen.
Eher beschließen die Krokodile, Jacket-
kronen aus Schaumgummi zu tragen,
damit sie keine Missionare mehr fres-
sen können.
S P I O N E

Unwissende Kontrolleure
Die Bundesregierung hat dem Parlament

den Fall des Irak-Spions Jürgen Mo-
hammed Gietler (SPIEGEL 47/1997) ver-
schwiegen. Auf einer Sondersitzung der
Parlamentarischen Kontrollkommission
(PKK) gestand vorige Woche Kanzleramts-
chef Friedrich Bohl ein, das Kanzleramt
habe das für die Kontrolle der Geheim-
dienste zuständige Gremium nach der Fest-
nahme im August 1990 nicht unterrichtet.
Bohl entschuldigte sich dafür.Wahrschein-
lich sei der Fall damals „aus Zeitgründen“
nicht erörtert worden. Bundestagsvizeprä-
sident Burkhard Hirsch (FDP) drohte nach
der schlappen Ausrede damit, er werde sei-
ner Fraktion empfehlen, die Mitarbeit in
der PKK einzustellen. Gietler, Registrator
im Auswärtigen Amt, hatte 1990 Hunderte
Verschlußsachen über die Golf-Krise an
Bagdad geliefert. Den Verdacht der Parla-
mentarier, Bonn habe auch Washington
nicht über das ganze Ausmaß des Verrats
informiert, bestritt die Bundesregierung ve-
hement: Der damalige Innenstaatssekretär

Hans Neusel habe persön-
lich den CIA-Stationschef
unterrichtet. Für den PKK-
und Innenausschuß-Vorsit-
zenden Willfried Penner
(SPD) ist der Fall ein
„schwerwiegender Vor-
gang“. Geklärt werden müs-
se, welche Konsequenzen
das Auswärtige Amt aus
dem leichten Zugang zu dis-
kreten Unterlagen gezogen
habe. Außerdem stelle sich
die Frage: „Gibt es einen
Zusammenhang zwischen
dem Verratsfall und der ho-
hen Beteiligung Bonns an
den Kosten des Golfkriegs
mit 17 Milliarden Mark?“
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